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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 
LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

/ / LI . Mai 2025 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Sitzung des Innenausschusses am 15.05.2025 
Antrag der Fraktion der FDP vom 05.05.2025 
,,Stand der Drohnendetektion und -abwehr in Nordrhein-Westfalen" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zum Tagesordnungspunkt „Stand der 

Drohnendetektion und -abwehr in Nordrhein-Westfalen". 

Mit freundlichen Grüßen 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 15.05.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Stand der Drohnendetektion und -abwehr in Nordrhein-Westfalen" 

Antrag der Fraktion der FDP vom 05.05.2025 

Die Landesregierung hat anlässlich der Sitzung des Innenausschusses 

am 23.01.2025 zum Tagesordnungspunkt „Drohnen-Aktivitäten in Nord­

rhein-Westfalen" zu einem erheblich gestiegenen Meldeaufkommen zu 

Drohnenüberflügen insbesondere bei militärischen Liegenschaften und 

Kritischer Infrastruktur (KRITIS) berichtet (Vorlage 18/3507). Dieser Ent­

wicklung misst sie eine hohe sicherheitspolitische Bedeutung bei. Die 

Landesregierung begrüßt insoweit ausdrücklich, dass die neue Bundes­

regierung sich nach dem Koalitionsvertrag den Zuständigkeiten in Bezug 

auf die Detektion und die Abwehr von unbemannten Luftfahrtsystemen 

(ULS) annehmen möchte. 

Die von der Vorgängerregierung eingebrachte Reform des Bundespoli­

zeigesetzes, die eine ausdrückliche Befugnisnorm zur Abwehr von Droh­

nen enthielt, wurde im Bundestag nach der Überweisung an die Fachaus­

schüsse im Jahre 2024 nicht mehr zum Abschluss gebracht. Auch die von 

der Vorgängerregierung im Januar 2025 beschlossene Änderung des 

Luftsicherheitsgesetzes, mit dem die Bundeswehr eine Befugnis zur Ab­

wehr von Drohnen erhalten sollte, wurde nicht durch Einbringung beim 

Bundestag weiterverfolgt. Nunmehr bleibt abzuwarten, welche Vor­

schläge durch die neue Bundesregierung unterbreitet werden. Die Ge­

setzgebungszuständigkeit für das Bundespolizeigesetz und das Luftsi­

cherheitsgesetz fallen in die Zuständigkeit des Bundes. Bis dahin nimmt 
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die Polizei Nordrhein-Westfalen ihre allgemeinen Gefahrenabwehraufga­

ben auf der Grundlage des Polizeigesetzes Nordrhein-Westfalen (PolG 

NRW) unverändert wahr. 

Polizeiliche Maßnahmen zur Detektion und Abwehr von ULS erfordern 

den Einsatz von umfassender, hoch spezialisierter Technik und beson­

ders qualifiziertem Personal. Die Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen 

verfügt über diese Mittel , um sie anlassbezogen zur Verhinderung von 

Angriffen aus der Luft bei herausragenden Lagen einzusetzen (siehe 

hierzu auch Vorlage 18/3507). Spezielle Ermächtigungen sieht das PolG 

NRW hierfür nicht vor. Es gelten die Generalklausel des§ 8 Abs. 1 PolG 

NRW und die Vorschriften über den unmittelbaren Zwang nach §§ 50 ff. 

PolG NRW. Details zu den Fähigkeiten der Polizei ermöglichen Rück­

schlüsse auf polizeiliche Vorgehensweisen und Taktiken. Die Wirksam­

keit polizeilicher Maßnahmen könnte durch die Offenlegung erheblich be­

einträchtigt werden . Von der Darstellung konkreter Maßnahmen wird da­

her vorliegend abgesehen. In diesem Zusammenhang wird auf die münd­

liche Berichterstattung im nichtöffentlichen Teil der Sitzung des Innenaus­

schusses vom 23.01 .2025 verwiesen. 

Die technischen und personellen Ressourcen der Polizei des Landes 

Nordrhein-Westfalen zur Detektion und Abwehr von ULS werden zentral 

beim Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste vorgehalten und im Ein­

zelfall der anfordernden Kreispolizeibehörde unterstellt. Der Einsatz er­

folgt in der Regel anlassbezogen bei planbaren Einsatzanlässen zur Ab­

wehr von möglichen Angriffen aus der Luft, zuletzt bei der UEFA EURO 

2024 oder bei Staatsbesuchen mit besonders hohem Gefährdungsgrad. 

Die Bezirksregierungen haben keinen Auftrag , die Schutzmaßnahmen 

der KRITIS zu kontrollieren . Für KRITIS gilt zur Umsetzung einschlägiger 
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Vorgaben die Betreiberverpflichtung, welche sich u. a. aus der Verord­

nung zur Bestimmung Kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz 

(BSI-Kritisverordnung - BSI KritisV) ergeben. Im Übrigen wird auf die Be­

richterstattung anlässlich der Sitzung des Innenausschusses am 

23.01 .2025 verwiesen (Vorlage 18/3507). 
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